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füllung der nationalen Prioritäten im Zusammenhang mit Fa-
milienfragen zu entwickeln, und legt dem Programm der Ver-
einten Nationen für die Familie nahe, im Rahmen seines Man-
dats den Regierungen dabei behilflich zu sein, unter anderem
durch die Bereitstellung technischer Hilfe beim Auf- und
Ausbau der nationalen Kapazitäten auf dem Gebiet der For-
mulierung, Umsetzung und Überwachung familienpolitischer
Maßnahmen;

8. bittet die Mitgliedstaaten, Aktivitäten auf nationa-
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hend in die Armutsbekämpfungsstrategien und die nationalen
Entwicklungspläne zu integrieren und sowohl eine konkrete
Alterspolitik als auch Anstrengungen zur durchgängigen Inte-
gration von Fragen des Alterns in ihre nationalen Strategien
aufzunehmen;

3. ermutigt die Mitgliedstaaten, sich verstärkt um den
Ausbau der nationalen Kapazitäten zur Verfolgung ihrer wäh-
rend der Überprüfung und Bewertung des Aktionsplans von
Madrid ermittelten nationalen Umsetzungsprioritäten zu be-
mühen, und bittet die Mitgliedstaaten, die dies noch nicht ge-
tan haben, einen schrittweisen Ansatz für den Kapazitätsaus-
bau zu erwägen, der die Festlegung nationaler Prioritäten, die
Stärkung der institutionellen Mechanismen, Forschung, Da-
tenerhebung und -analyse und die Schulung des erforderli-
chen Personals auf dem Gebiet des Alterns umfasst;

4. ermutigt die Mitgliedstaaten außerdem, die Hin-
dernisse für die Umsetzung des Aktionsplans von Madrid zu
überwinden, indem sie Strategien erarbeiten, die sämtlichen
Phasen des menschlichen Lebens Rechnung tragen und die
Solidarität zwischen den Generationen fördern und so die Er-
folgsaussichten in den kommenden Jahren erhöhen;

5. ermutigt die Mitgliedstaaten ferner, besonderes
Gewicht auf die Auswahl realistischer, nachhaltiger und
durchführbarer nationaler Prioritäten zu legen, die sich in den
kommenden Jahren höchstwahrscheinlich verwirklichen las-
sen, sowie Zielvorgaben und Indikatoren zur Messung der
Fortschritte im Umsetzungsprozess zu erarbeiten;

6. ermutigt alle Mitgliedstaaten, den Aktionsplan von
Madrid als festen Bestandteil ihrer nationalen Entwicklungs-
pläne und Armutsbekämpfungsstrategien weiter umzusetzen;

7. bittet die Mitgliedstaaten, für die Restlaufzeit der
ersten Dekade der Umsetzung des Aktionsplans von Madrid
Bereiche hoher Priorität festzulegen, darunter die Stärkung
älterer Menschen und die Förderung ihrer Rechte, die Sensi-
bilisierung für Fragen des Alterns und der Aufbau nationaler
Kapazitäten zur Auseinandersetzung mit diesen Fragen;

8. empfiehlt den Mitgliedstaaten, den Aktionsplan
von Madrid noch mehr ins Bewusstsein der Öffentlichkeit zu
rücken, so auch indem sie die Netzwerke der nationalen Ko-
ordinierungsstellen für Fragen des Alterns stärken, mit den
Regionalkommissionen zusammenarbeiten und die Hilfe der
Sekretariats-Hauptabteilung Presse und Information in An-
spruch nehmen, um die Aufmerksamkeit für Fragen des Al-
terns zu erhöhen;

9. ermutigt die Regierungen, sofern sie es noch nicht
getan haben, Koordinierungsstellen für die Weiterverfolgung
der nationalen Aktionspläne über das Altern zu bestimmen;

10. bittet die Regierungen, zur Durchführung ihrer Al-
terspolitik partizipative Konsultationen mit allen maßgebli-
chen Interessenträgern und Partnern der sozialen Entwick-
lung zu führen, damit wirksame Strategien erarbeitet werden
können, die zu einer nationalen Identifikation mit dieser Poli-
tik und einer entsprechenden Konsensbildung führen;

11. empfiehlt den Mitgliedstaaten den Ausbau ihrer
Kapazitäten im Hinblick auf eine wirksamere Datenerhebung
sowie effektivere Statistiken und qualitative Informationen,
die erforderlichenfalls nach relevanten Faktoren, darunter
Geschlecht und Behinderung, aufgeschlüsselt sind, damit die
Lage älterer Menschen besser bewertet werden kann und an-
gemessene Mechanismen zur Überwachung von Program-
men und politischen Maßnahmen eingerichtet werden kön-



V. Resolutionen aufgrund der Berichte des Dritten Ausschusses

382

18. fordert die Mitgliedstaaten auf, im Benehmen mit
allen Sektoren der Gesellschaft, namentlich den Organisatio-
nen älterer Menschen, und gegebenenfalls auch über nationa-
le Institutionen zur Förderung und zum Schutz der Menschen-
rechte ihre nationalen Kapazitäten zur Überwachung und
Durchsetzung der Rechte älterer Menschen auszubauen;

19. fordert die Mitgliedstaaten außerdem auf, bei allen
alterspolitischen Maßnahmen die Geschlechter- und die Be-
hinderungsperspektive einzubeziehen beziehungsweise zu
verstärken sowie gegen Diskriminierung aufgrund des Alters,
des Geschlechts oder einer Behinderung vorzugehen und sie
zu beseitigen, und empfiehlt den Mitgliedstaaten, gemeinsam
mit allen Sektoren der Gesellschaft, insbesondere den zustän-
digen Organisationen, die sich mit der Frage befassen, ein-
schließlich Organisationen von älteren Menschen, Frauen
und Menschen mit Behinderungen, die negativen Klischee-
vorstellungen über ältere Menschen, insbesondere ältere
Frauen und ältere Menschen mit Behinderungen, abzubauen
und ein positives Bild älterer Menschen zu fördern;

20. fordert die Mitgliedstaaten ferner auf, sich dem
Wohlergehen und einer angemessenen Gesundheitsversor-
gung älterer Menschen zu widmen sowie gegen alle Fälle von
Vernachlässigung, Missbrauch und Gewalt gegenüber älteren
Menschen vorzugehen, indem sie wirksamere Präventions-
strategien sowie strengere Gesetze und Regelungen erarbei-
ten und anwenden, um gegen diese Probleme und ihre tieferen
Ursachen anzugehen;

21. beschließt, den 15. Juni zum Welttag gegen die
Misshandlung älterer Menschen zu erklären, und bittet alle
Mitgliedstaaten, die Organisationen des Systems der Verein-
ten Nationen, andere internationale und regionale Organisa-
tionen sowie die Zivilgesellschaft, einschließlich nichtstaatli-
cher Organisationen und Privatpersonen, den Welttag in an-
gemessener Weise zu begehen;

22. fordert die Mitgliedstaaten auf, konkrete Maßnah-
men zu ergreifen, um älteren Menschen in Notsituationen im
Einklang mit dem Aktionsplan von Madrid verstärkt Schutz
und Hilfe zu gewähren;

23. betont, dass es zur Ergänzung der einzelstaatlichen






